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Vorbemerkungen 


Nach der zweiten Richtlinie des Rates über den 
Schiffbau (72/273/EWG) vom 20. Juli 1972, deren 
Gültigkeitsdauer am 31. Dezember 1973 abläuft, un- 
tersucht die Kommission: 

— die Entwicklung von Angebot und Nachfrage auf 
dem Schiffbaumarkt und 

— alle Beihilfen und Interventionen, die mittelbar 
oder unmittelbar einen fühlbaren Einfluß auf die 
Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der 
Gemeinschaft haben. 

Aufgrund der Ergebnisse dieser Untersuchungen 
muß die Kommission dem Rat Vorschläge vorlegen. 
Diese Vorschläge finden sich in dem vorliegenden 
Dokument und bestehen aus vier Teilen: 

— industriepolitische Zielvorstellungen für den 
Schiffbau; 

— Mitteilung der Kommission an den Rat betreffend 
die Modalitäten einer Aktion auf dem Gebiet des 
Schiffbaus. Außerdem könnte der Vorschlag über 
die Beteiligung des Europäischen Sozialfonds 
(Artikel 4) an Maßnahmen zugunsten der im 
Schiffbau Beschäftigten dem Rat zugeleitet wer- 
den, sobald der Kommission die Stellungnahme 
des Ausschusses des Europäischen Sozialfonds 
vorliegt; 

— Vorschlag einer Richtlinie über Schiffbaubeihil- 
fen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
29. November 1973 - 1/4 -6S0 70-E- Schi 3/73: 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 5. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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I. Teil: 

Industriepolitische Zielvorstellungen für den Schiffbau 


Einleitung 

Die von der Kommission, insbesondere in Zusam- 
menarbeit mit den nationalen Sachverständigen und 
der OECD durchgeführten Untersuchungen über die 
Entwicklung von Angebot und Nachfrage lassen die 
Gefahr einer Produktionsüberkapazität gegen Ende 
dieses Jahrzehnts erkennen. Der gegenwärtig hohe 
Auftragsbestand dürfte sich kaum aufrechterhalten 
lassen, da der voraussichtliche Bedarf auf dem Ge- 
biet der Seeschiffahrt sich langsamer entwickelt und 
rasch gedeckt werden kann. 

Die durch eine derartige Situation verursachten 
Schwierigkeiten würden in erster Linie den euro- 
päischen Schiffbau berühren, da seine Strukturen 
im Vergleich zu denen ihres Hauptkonkurrenten 
Japans, das allein heute für 5ü v. H. der Weltpro- 
duktion aufkommt, im Rückstand sind. 

Das Ziel einer Industriepolitik für den europäischen 
Schiffbau muß darin bestehen, diesen Rückstand auf- 
zuholen, um diese Industrie innerhalb einer Frist 
von höchstens vier Jahren auf Weltebene wettbe- 
werbsfähig zu machen, damit sie das Problem der 
Überkapazität möglichst gut meistern kann. 

Um alle beteiligten Kreise anzusprechen und ihre 
aktive Mitarbeit an der Verwirklichung dieser Ziel- 
vorstellungen zu erhalten, hat die GD 111 eine Ar- 
beitsgruppe Schiffbau geschaffen. Zur Orientierung 
der Aktion aller Beteiligten sowie ihrer eigenen 
Aktion, beabsichtigt die Kommission, unter Mitar- 
beit der verschiedenen interessierten Behörden und 
Stellen, die regelmäßige Auistellung und Veröffent- 
lichung wichtigster richtungsweisender Ziele für die 
Beurteilung der Entwicklung in diesem Sektor. 

Um das vorgesehene Ziel der Wettbewerbsfähigkeit 
zu erreichen, muß auf eine Anpassung und Koordi- 
nierung der europäischen Strukturen mit Hilfe von 
Rationalisierungsinvestitionen hingearbeitet wer- 
den. 

Mit dieser Anpassung und Koordinierung soll ein 
zweifaches Ziel verfolgt werden: 

— eine Beeinträchtigung des notwendigen Gleichge- 
wichts von Angebot und Nachfrage zu vermei- 
den; 

— schrittweise auf eine Schiffbaustruktur hinzuwir- 
ken, die es ermöglicht, ohne Beihilfen auf Welt- 
ebene wettbewerbsfähig zu sein. 

Diese Zielvorstellung findet ihren konkreten Aus- 
druck in dem Entwurf einer dritten Richtlinie über 
Schiffbaubeihilfen. 

Die unerläßlichen Strukturänderungen ziehen 
zwangsläufig quantitative und qualitative Änderun- 
gen auf dem Gebiet der Beschäftigung nach sich. 


Deshalb wird dem Rat vorgeschlagen, Artikel 4 sei- 
ner Entscheidung vom 1. Februar 1971 über die Re- 
form des Europäischen Sozialfonds für anwendbar 
zu erkiärem. 

Angesichts der Unzulänglichkeiten auf dem Gebiet 
der Forschung und Entwicklung, die insbesondere 
die kleinen und mittleren Werften berühren, beab- 
sichtigt die Kommission, in Kürze ein Bestandsver- 
zeichnis der Erfordernisse auf diesem Gebiet aufzu- 
steüen, um Art und Prioritäten der einzuleitcnden 
Aktionen festzulegen. Der Rat wird gebeten, den 
vorrangigen Charakter dieses Pragramms anzuer- 
kennen. 

Die kleinen und mittleren europäischen Werften 
müssen dazu angeregt werden, insbesondere auf 
dem Gebiet des Verkaufs zusammenzuarbeiten, um 
sie in die Lage zu versetzen, ihre Produktion der 
Marktenl Wicklung anzupassen und ihre Absatzmärk- 
te auszubauen. 

KAPITEL I 

Lage und Aussichten des Schiffbaus 
in der Gemeinschaft 

1. Die Kommission hängt praktisch für die Dek- 
kung ihres gesamten Erdölbedarfs und eines we- 
sentlichen Teils ihrer Versorgung mit Rohstof- 
fen sowie für die Ausfuhr ihrer Industrieerzeug- 
nisse von der Seeschiffahrt ab. 

Die Tabelle auf der folgenden Seite gibt in weni- 
gen Zahlen einen Überblick über die vergleichs- 
weise Entwicklung der Flotte und des Schiffbaus 
in der Gemeinschaft, in Japan und in der Welt. 

2. Auf der Grundlage einer zusammenhängenden 
Schiffahrtspolitik und einer koordinierten sek- 
toralen Politik konnte der japanische Schiffbau 
dank der Bedeutung seines eigenen Marktes und 
der für diesen charakteristischen Produktions- 
bedingungen und vor allem als Folge einer maxi- 
mierten vertikalen Integration eine derart dyna- 
mische Entwicklung erreichen, daß Japan nicht 
nur hinsichtlich der Produktion, sondern auch der 
Wettbewerbsfähigkeit in der Welt an erster Stel- 
le steht. 

Diese Entwicklung ist durch Investitionsbemü- 
hungen gekennzeichnet, die ihren konkreten Aus- 
druck in der Gründung großer, den Erfordernis- 
sen eines auf die Herstellung von Großschiffen 
orientierten Marktes gewachsenen Werften und 
in jüngster Zeit in der Umstrukturierung und 
Neuansiedlung mittlerer Werften gefunden ha- 
ben. Die Folge ist eine wesentliche Erhöhung 
der Produktions- und Wettbewerbskapazität des 
japanischen Schiffbaus in der Welt. 
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3. Die Schiffbauer der Mitgliedstaaten der Gemein- ' 
Schaft, die auf eine lange nationale Tradition ziu 
rückblicken, haben sich unter dem Druck des in- i 
ternationalen Wettbewerbs und häufig mit staat- 
licher Beihilfe in den letzten Jahren zum Teil um- 
organisiert und umstrukturiert. 

Schwert wurden, haben bisher noch nicht alle die 
von ihr erwarteten Ergebnisse gezeitigt. Nichts- 
destoweniger ist eine Reihe von Werften auf dem 

1 Gebiet der Großschiffe und der Spezialschiffe, 

wie die Methan-Transporter und die Container- 
Schiffe auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig ge- 

Diese Umstrukturierungen, die häufig noch durch 
Regionalprobleme, die gelöst werden mußten, er- 

woraen. 




Entwicklung der Flotte, der Stapelläufe, 
der Auftragsbestände und der Kapazitäten 






EWG 

Japan 


Welt 

Handelsflotte (in Mio. BRT und ^/o) 
nach Lloyd's Register of Shipping 






1960 


43,6 

(33,6 Vo) 

6,9 

(5,3 Vo) 


129,8 
(100 Vo) 

1965 


46,0 

(28,7 Vo) 

12,0 
(7,5 Vo) 


160,3 
(100 Vo) 

1972 


63,1 

(23,5 Vo) 

34,9 

(13Vo) 


268,3 
(100 Vo) 

Index 1972 (1960 -- 100) 


145 

506 


207 

Stapelläufe (in Mio. BRT und ^/o) 
nach Lloyd's Register of Shipping 






1960 


4,4 

(52,3 Vo) 

1,7 

(20,2 Vo) 


8,4 

(lOOVo) 

1965 


3,6 

(29,5 Vo) 

5,4 

(44,3 Vo) 


12,2 

(100 Vo) 

1972 


6,9 

(25,8 Vo) 

12,9 

(48,3 Vo) 


26,7 
(100 Vo) 

Index 1972 (1960 - 100) 


157 

759 


308 

Auftragsbestand am 1. Februar 1973 
(in Mio. BRT und 'Vo) 
nach Stichting Maritime Research 






insgesamt zu liefern 


43,5 

(20,3 o/o) 

99,6 

(46,6 Vo) 


213,9 
(100 Vo) 

hiervon 1973 


12,1 

(21,2 Vo) 

28,0 
(49 Vo) 


57,1 
(100 Vo) 

1974 


12,1 

(18,6 Vo) 

34,7 

(53,2 Vo) 


65,2 
(100 Vo) 

Kapazität der Werften 
(in Mio. BRT und ^/o) 
nach der OECD 






1971/1972 


6,8 

(25,5 Vo) 

12,2 

(45,9 Vo) 


26,6 
(100 Vo) 

1975 


9,2 

(23,4 Vo) 

18,3 

(46,2 Vo) 


39,9 
(100 Vo) 

Beschäftigtenzahl 
(je Tausend beschäftigte Personen) 
nach Europäischem Verband der 
Metallgewerkschaften 






1972 


415 

— 


— 
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Insgesamt hat sich das Produktionspotential der 
Gemeinschaft relativ langsam vergrößert und 
mehr infolge einer Produktivitätssteigerung als 
aufgrund einer massiven Investitionstätigkeit. 

4. Der Vorgriff auf die Marktentwicklung, der sich 
bei der japanischen Investitionspolitik erkennen 
läßt, hat sich bisher als richtig erwiesen. Sämt- 
liche großen Werften der Welt sind bis 1976, in 
einigen Fällen sogar bis 1978, voll ausgelastet. 
Allerdings kann aufgrund der voraussichtlichen 
Entwicklung des Bedarfs der Schiffahrt in den 
nächsten Jahren ~ wie sie aus einer Reihe über- 
einstimmender Analysen ersichtlich ist - nicht 
damit gerechnet werden, daß das Auftragsvolu- 
men, das 1973 einen Rekord erreicht hat, noch 
weiter zunimmt oder sich mittelfristig auch nur 
halten kann. 

Damit taucht am Ilorizont für das Ende dieses 
Jahrzehnts die Gefahr einer weltweiten Produk- 
tionsüberkapazität auf, deren Ausmaß die im 
Weltschiffbau durch die üblichen zyklischen Be- 
wegungen aiisgelöste Überkapazität bei weitem 
übertrifft. Die Folgen dieser Überkapazität wer- 
den durch die Tatsache noch verschärft, daß die 
Gemeinschaft weder über eine zusammenhängen- 
de Schiffahrtspolitik noch über eine koordinierte 
sektorale Schiffbaupolitik verfügt. 


KAPITEL II 

Optionen 

I . Eine erste Möglichkeit bestünde darin, daß die 
Gemeinschaft wie bisher ihre Intervention im 
Interesse einer Vermeidung von Wettbewerbs- 
Verzerrungen auf dem Binnenmarkt auf die Har- 
monisierung der in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten angewandten Betriebsbeihilferegelungen be- 
schränkt und hilfsweise die Anpassungen koor- 
diniert, die sich nach Maßgabe der Imperative 
des externen Wettbewerbs bzw. der internatio- 
nalen Verpflichtungen der Mitgliedstaaien als 
notwendig erweisen könnten. 

Die Ergebnisse, die man hinsichtlich der Struktur 
und der Wettbewerbsfähigkeit der Gemein- 
schaftsunternehmen mit dieser Methode errei- 
chen kann, lassen zwangsläufig länger auf sich 
warten (namentlich weil zwischen Beihilfenge- 
währung und erforderlicher Umstrukturierungs- 
bemühung kein Zusammenhang besteht) und 
sind verschwommen, wodurch sie für die öffent- 
liche Hand und die Wirtschaft der Gemeinschaft 
teuer sind. 

Angesichts der von der japanischen Konkurrenz 
dank ihrer jüngsten Investitionen erzielten Ge- 
winne beim Bau von Großschiffen würde ein 
etwaiger Nachfragerückgang natürlich in erster 
Linie den Auftragsbestand aller europäischen 
Werften -) berühren, da sie bei dieser Methode 


faktisch nicht über die zur Umstrukturierung er- 
forderliche Zeit verfügen und außerdem zu einer 
allgemeinen Verringerung der Beschäftigungs- 
quote und zu der Schließung der am wenigsten 
wettbewerbsfähigen Einheiten führen würde ^). 

Auch wenn die Überkapazität niemals ein der- 
artiges Stadium erreichen sollte, zeigen doch die 
bisherigen Erfahrungen deutlich, daß die Pro- 
duktion der Gemeinschaft einen immer kleine- 
ren Anteil am Weltmarkt hat, was bei Anhalten 
dieses Phänomens sogar dazu führen könnte, 
daß sie nicht mehr in der Lage sein wird, ihrer 
Flotte dem Seeverkehr und damit dem Handel 
in der Gemeinschaft ganz allgemein einen aus- 
reichenden Grad von Unabhängigkeit zu garan- 
lieren. Entsprechend ihrer Erklärung in Tokio am 
6. November 1972 anläßlich der Sitzung der Ar- 
beitsgruppe Nr. 6 der OECD ist es für die Ge- 
meinschaft nicht denkbar, daß ihre Produktions- 
kapazitäten in einem ganzen Schiffbauzweig oder 
einem Teil desselben von der Monopolstellung 
irgendeines Staates abhängig sind, und zwar we- 
gen der Folgen, die eine derartige Situation 
wirtschaftlich und sozial für die Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft hatte. 

2. Die Kommission hat sich deshalb für eine dyna- 
mische Intervention entschieden. Sie schlägt le- 
diglich vor, daß der insbesondere im Vergleich 
zu Japan verzcichnete Rückstaud der Gemein- 
schaffsinvestitionen raschestens eingeholt wird. 
Das Ziel besteht darin, den gemeinschaftlichen 
Schiffbau auf Weltebene wettbewerbsfähig zu 
machen, d. h. ohne die systematische Unterstüt- 
zung von Betriebsbeihilfen existieren zu kön- 
nen. Das wesentliche Instrument zur Erreichung 
dieses Zieles ist eine auf Gemeinschaftsebene 
koordinierte Umstrukturierungs- und Investi- 
tionspolitik. Das Ausmaß des Rückstands und di(^ 
Aussichten auf eine etwmige weltweite Überka- 
pazität innerhalb einer Frist von vier bis fünf 
Jahren bedeuten, daß besonders intensive und 
zeitlich beschränkte Anstrengungen notw^endig 
sind. Die operationeile Frist dieser Anstrengung 
muß deshalb möglichst kurz sein und darf keines- 
falls vier Jahre übersteigen. 

Nach Ansicht der Kommission ist es zwar einer- 
seits Sache der Unternehmen selbst, innerhalb 
dieser Fristen ihre eigenen Entscheidungen zu 
treffen, andererseits müssen ihnen die Staaten 
hierbei auch die unerläßliche Unterstützung zu- 
kommen lassen. Die Kommission schlägt deshalb 
im Rahmen einer Industriepolitik für diesen Sek- 
tor einen zusammenhängenden Komplex von 


9 Vergleiche Anhang 1, Seite 20 

-) Die von dem jüngsten Auftragseingang praktisch erst 
profitiert haben, nachdem die Auftragshefte der japa- 
nischen Werften gefüllt waren. 

3) In diesem Fall erhöht sich die Schwelle der Wettbe- 
werbsfähigkeit. 
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Maßnahmen vor, um die Schiffbauunternehmen | 
der Gemeinschaft zu den Entscheidungen anzu- 
reizen und bei den Aktionen zu unterstützen, die 
der gesamte Sektor unternehmen muß, um seine 
Wettbewerbsfähigkeit auf Weltebene zu konso- 
lidieren oder eine solche überhaupt in gewissen 
Grenzen zu erreichen. 


KAPITEL Ui 

Vorschläge der Kommission an den Rat betreffend 
eine gemeinschaftliche Industriepolitik 
im Schiffbausektor 

ln Anbetracht der vorangehenden Ausführungen 
unterbreitet die Kommission dem Rat die vorstehend 
definierten Zielsetzungen (Kapitel 2: Die Optionen, 
Punkt 2) sowie die im folgenden beschriebenen 
Grundzüge einer Aktion zugunsten einer gemein- 
schaftlichen Industriepolitik im Schitfbausektor zur 
Stellungnahme. 

A. Politik zur Förderung der Investitionen 

1 . Bestimmte Werften in der Gemeinschaft sind 
heute bereits auf Weltebene wettbewerbsfähig; 
die ständigen Änderungen der Schiffsgrößen und 
damit der Produktion erfordern jedoch eine lau- 
fende Anpassung ihrer Wettbev/erbskapazitäten. 

Bestimmte andere Werften könnten mit Hilfe 
von Investitions- und Rationalisierungsmaßnah- 
men wettbewerbsfähig werden, deren Durchfüh- 
rung aber ihre eigenen Finanzierungsmöglichkei- 
ten überfordert. 

Eine Wettbewerbsfähigkeit des Schiffbausektors 
der Gemeinschaft auf Weltebene setzt voraus, 
daß die Unternehmen ihre eigenen Mittel mobili- 
sieren und hierbei entsprechend von der öffent- 
lichen Pland unterstützt werden. 

2. Die Kommission hat im Juli 1973 eine interne 
Arbeitsgruppe (task force) gebildet, um die Kon- 
takte mit der Schiffbauindustrie zu intensivieren 
und um ihren Entscheidungen im Hinblick auf die 
Festlegung konzertierter Zielvorstellungen eine 
dynamischere Grundlage zu geben. Diese Ar- 
beitsgruppe soll den Rahmen schaffen, in dem 
ein über die nächsten vier Jahre gestaffeltes 
europäisches Aktionsprogramm gemeinsam mit 
den beteiligten Kreisen (Schiffbauindustrie, Ge- 
werkschaften, nationale Sachverständige) ausge- 
arbeitet werden kann. 

Darüber hinaus wird sich die Arbeitsgruppe be- 
mühen, den Einfluß der Kommission auf die Part- 
ner der Schiffbauindustrie, d. h. die Käufer und 
Verkäufer geltend zu machen und einen wirk- 
sameren Einsatz der finanziellen Ressourcen der 
Gemeinschaft im Hinblick auf eine Modernisie- 
rung der Werften und eine Unterstützung des 
Schiffbausektors bei der Deckung seiner besonde- 
ren finanziellen Bedürfnisse zu erreichen. Schließ- 


lich würde eine gewisse Auffächerung der Tätig- 
keit der Unternehmen angesichts der konjunk- 
turellen Entwicklung des Sektors einen besseren 
Einsatz und eine erhöhte Elastizität des Produk- 
tionsapparates gestatten. 

3. Die Möglichkeit einer weltweiten Uberkapazität 
macht eine Abstimmung der Investitionen auf 
Gemeinschafts- wie auf Weltebene dringend er- 
forderlich. 

Auf Gemeinschaftsebene besteht nach Ansicht 
der Kommission das angemessene und für die 
Unabhängigkeit des Seeverkehrs der Gemein- 
schaft notwendige Ziel in der Beibehaltung eines 
Produktionsniveaus, das ihrem Wirtschaftspoten- 
tial und den Erfordernissen ihres Schiffverkehrs- 
bedarfs gerecht wird. Um eine der Entwicklung 
des Weltmarktes entsprechende Gesamtentwick- 
lung der Kapazitäten der Gemeinschaft zu ge- 
währleisten, beabsichtigt die Kommission, in re- 
gelmäßigen Zeitabständen, aber mindestens ein- 
mal jährlich, zusammen mit den nationalen Sach- 
verständigen und den Sozialpartnern die Ge- 
samtheit der Faktoren und Aktionen zu unter- 
suchen, die einen Einfluß auf den Schiffbau und 
insbesondere die Investitionen haben und die 
tatsächliche Entwicklung der Produktionskapazi- 
täten und die Investitionsvorhaben der Unter- 
nehmen Vorschlägen. Hiermit will die Kommis- 
sion für die Mitgliedstaaten einen Rahmen schaf- 
fen, der der gegenseitigen Unterrichtung und un- 
erläßlichen Koordinierung der Beihilfemaßnah- 
men dient. 

4. Bezüglich der Politik auf Weltebene schlägt die 
Kommission in Anbetracht der Tatsache, daß ein 
zufriedenstellendes Gleichgewicht zwischen An- 
gebot und Nachfrage unabhängig von und zu- 
sätzlich zu der Suche nach einer besseren Har- 
monisierung der internationalen Wettbewerbs- 
bedingungen einen Informationsaustausch und 
eine ständige Kontaktnahme zwischen allen be- 
teiligten Parteien erfordert, eine Intensivierung 
der in dem bestehenden institutioneilen Rahmen 
und insbesondere in der Arbeitsgruppe Nr. 6 der 
OECD bereits eingeleiteten Aktionen vor. Auf 
diese Weise soll neben einer Beseitigung der 
Wettbewerbsverzerrungen eine bessere Beurtei- 
lung der voraussichtlichen Marktentwicklung und 
eine größere Transparenz der Investitionen ge- 
währleistet werden. Sollte sich dieser Rahmen 
namentlich wegen seiner geographischen Be- 
grenzung ') jedoch als unzulänglich erw'eisen, 
könnte die Kommission anregen, auf der Grund- 
lage der vorstehend definierten Zielsetzungen 
einen Internationalen Kontaktaiisschuß zu grün- 
den, in dem die beteiligten Behörden vertreten 
sind. 

5. Als Folge der dynamischen Lösung, für die sich 
die Kommission entschieden hat, sollen die bis- 

>) LTT* r.TTt Mitglied. 
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her namentlich durdi Betriebsbeihilfen ermög- 
lichten Preisangleichungen durch eine Anpassung 
der Wettbewerbskapazität ersetzt werden, die 
mit Hilfe einer Politik der Investitionsförderung 
ermöglicht wird. Das Ziel dieser Politik besteht 
darin, zu der Vornahme von Investitionen zu 
veranlassen und sie auf europäischer Ebene zu 
koordinieren. Die Beihilfen stellen den operatio- 
nellen Aspekt dieser Politik dar. 

Um derartige, im Interesse des Fortschrittes und 
der Rationalisierung liegenden Investitionen aus- 
zulösen und zu ermöglichen, beabsichtigt die 
Kommission, die Wirksamkeit der Investions- 
beihilfen vorübergehend in spezifischer Weise 
zu erhöhen; 

a) indem alle Beihilfen und Interventionen zu- 
gunsten von Investitionen im Schiffbausektor 
abhängig gemacht werden von ihrer Einbe- 
ziehung in die sektoralen und regionalen Zie- 
le von den Ergebnissen, die man auf der Ebe- 
ne der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
von ihnen erwarten kann und schließlich von 
ihrer Vereinbarkeit mit dem gemeinsamen 
Interesse auf Ebene des Handels; 

b) indem die Anwendung dieser Beihilfen auf 
vier Jahre konzentriert wird, weil nach die- 
ser Frist jeder Versuch einer Anpassung der 
Konkurrenzfähigkeit wegen der den Schiff- 
bau weltweit bedrohenden Gefahr einer Über- 
kapazität zu spät kommen und unwirksam 
sein dürfte. 

6. Von den für eine Investitionsförderung in Frage 
kommenden Instrumenten stellen die Finanzie- 
rungsinstitute der Gemeinschaft, z. B. die Euro- 
päische Investitionsbank - die bereits dreimal 
zugunsten des Schiffbaus eingeschritten ist - 
nach Ansicht der Kommission besonders geeig- 
nete Gremien zur Förderung dieses Programms 
dar. 

7. Um die Linien ihrer eigenen Aktion definieren zu 
können und eine Steuerung der Aktion aller be- 
teiligten Kreise zu ermöglichen, beabsichtigt die 
Kommission in regelmäßigen Zeitabständen 
Orientierungsdaten für den Schiffbausektor auf- 
zustellen und zu veröffentlichen. Diese werden 
auf einer Reihe von Untersuchungen beruhen, die 
die Entwicklung von Angebot und Nachfrage, 
die Markttendenzen, die mögliche Kapazitätsent- 
wicklung und die quantitative und qualitative 
Entwicklung der Beschäftigung betreffen. Alle 
Beteiligten werden vorher konsultiert. 

B. Eine Politik der Umschulung und der sozialen 
Maßnahmen 

1. Eine ausgewogene Entwicklung der Wettbe- 
werbskapazität der Werften in der Gemeinschaft 
muß auch die bessere berufliche Anpassung der 
Beschäftigten fördern und die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen anstreben. 


Ganz generell bezweckt die von der Kommission 
geplante Aktion auf eine Wahrung der Interes- 
sen aller im Schiffbausektor Beschäftigten. Dies 
schließt nicht aus, daß eine Reihe von Werften 
ihre Tätigkeit als Folge des normalen Machtwett- 
bewerbs oder weil die wirtschaftlichen Kosten 
ihrer Aufrechterhaltung prohibitiv werden oder 
es bereits sind, ändern werden müssen. 

Im übrigen ist klar, daß alle Entscheidungen über 
die Vornahme von Investitionen sich auf den Be- 
schäftigungsstand und die Qualifikation der Be- 
schäftigten auswirken. 

Aus diesem Grunde schlägt die Kommission vor, 
daß sich der Europäische Sozialfonds und auch 
der Europäische Regionalfonds an dem Ausbil- 
dungs- und Umschulungsprogramm der Gemein- 
schaft beteiligen sollen - letzterer soweit es sich 
um Gebiete handelt, in denen er tätig sein kann. 
Es ist darauf hinzuweisen, daß ein großer Teil 
der Werften der Gemeinschaft gerade in solchen 
Zonen liegt (vgl. Karte auf der folgenden Seite), 
in denen das mittlere Pro-Kopf-Einkommen nie- 
drig und die industrielle Infrastruktur wenig 
diversifiziert ist und in denen sich Beschäfti- 
gungsprobleme stellen. Selbstverständlich muß 
gerade den Interventionen in diesen Zonen Vor- 
rang eingeräumt werden. 

2. Um die Durchführung dieses Programms zu er- 
leichtern. muß eine Reihe von Vorausschaiicn 
über die Beschäftigungslage und insbesondere 
über die voraussichtlichen Änderungen in der 
Struktur der Qualifikationen sowie über die Fol- 
gen durchgeführt werden, die sich daraus für die 
Verteilung der Beschäftigten sowie für die Ent- 
wicklung der Berufe bzw. die Anpassung der 
Arbeitsplätze ergeben. 

Da man bei der Sicherung der Arbeitsplätze die 
Gesamtheit der geforderten Qualifikation berück- 
sichtigt, könnte die Mobilität der Arbeitskräfte 
innerhalb der Unternehmen vor allem durch Um- 
schulungsmaßnahmen erleichtert werden. 

3. Diese Maßnahmen könnten sich auf die Beteili- 
gung des Europäischen Sozialfonds gemäß Arti- 
kel 4, 1 b und 1 c der Verordnung Nr. 2396 vom 

8. November 1971 gründen. Derartige Beteili- 
gungen wirken sich aber im wesentlichen als eine 
Hilfe für Situationen aus, bei denen sich bereits 
eine Änderung abzuzeichnen beginnt. Eine Ak- 
tion, wie sie sich die Kommission vorstellt, sollte 
aber in erster Linie eine fördernde und vorbeu- 
gende Wirkung haben. Die Kommission glaubt 
deshalb, daß Artikel 4 des Ratsbeschlusses vom 
1. Februar 1971 über die Reform des Europäi- 
schen Sozialfonds das beste Instrument für die 
Umschulung der Arbeitskräfte darstellt, die im 
Hinblick auf die Entwicklung der Schiffbaustruk- 
tur der Gemeinschaft unerläßlich geworden ist. 


'h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. März 1971 
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C. Programm zur Förderung der Forschung und Ent- 
wicklung 

1. Die Unzulänglichkeit der Forschung und Ent- 
wicklung, die insbesondere die kleinen und mitt- 
leren Werften berührt, verdient im Rahmen einer 
dynamischen, auf die Verbesserung der Wettbe- 
werbslage des Sektors abgestellte Politik beson- 
dere Aufmerksamkeit. 

Zu diesem Zweck wird die Kommission ein Be- 
standsverzeichnis des Forschungsbedarfs der 
Werftindustrie aufstellen. Dieses Bestandsver- 
zeichnis könnte drei Hauptteile umfassen: 

— Anwendung und Vervollkommnung neuer 
Techniken; 

— Fortentwicklung der Antriebsarten, insbeson- 
dere des Atomantriebs; 

— nicht herkömmliche Schiffe. 

Dieses Bestandsverzeichnis soll die Auffassun- 
gen der Schiffbauindustrie widerspiegeln und 
gleichzeitig die Entwicklungsaussichten der See- 
schiffahrt und das im Rahmen der gemeinsamen 
Industriepolitik für den Schiffbau angestrebte 
Ziel einer erhöhten Wettbewerbsfähigkeit der 
Werften berücksichtigen. 

Anhand dieses Bestandsverzeichnisses könnte 
die Kommission die in Zusammenarbeit oder ge- 
meinsam einzuleitenden Maßnahmen und die Ein- 
zelheiten der Planung und Finanzierung festle- 
gen und ein Gemeinschaftsprogramm aufstellen. 
Da die Unzulänglichkeit der Forschung und Ent- 
wicklung einerseits ein grundlegendes Handikap 
für die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Werften darstellt und die Forschung und Ent- 
wicklung andererseits Bestandteil der von der 
Kommission festgelegten industriellen Orientie- 
rungsdalen sind, wird der Rat ersucht, den vor- 
rangigen Charakter einer auf Gemeinschafts- 
ebene durchgeführten und finanzierten Forschung 
anzuerkennen. Die Analyse des Bedarfs auf dem 
Gebiet der Forschung und Entwicklung und die 
Vorbereitung der Gemeinschaftsaktionen werden 
entsprechend den Verfahren durchgeführt wer- 
den, die die Kommission in ihrem Aktionspro- 
gramm für die Forschung und Entwicklung [KOM 
(73) 1250 endg.] vorgeschlagen hat. 

2. Industrielle Entwicklungsverträge könnten ein 
bevorzugtes Instrument darstellen, um bestimmte 
Entwicklungsvorhaben erfolgreich durchzuführen, 
sofern diese den im voraus festgesetzten Krite- 
rien entsprechen. 

D. Bessere Marktdurchdringung 

1. Die Durchschlagskraft eines wettbewerbsfähigen 
Produktionsapparates ist von der Marktentwick- 
lung und vom Zugang zum Markt abhängig. Wie 
schon früher betont wurde, beabsichtigt die Kom- 


mission, in Zusammenarbeit mit den Regierungs- 
sachverständigen und den zuständigen internatio- 
nalen Gremien die Entwicklung des Weltmarktes 
zu verfolgen, um einem Ungleichgewicht vorzu- 
beugen, das das Angebot beeinträchtigen könnte. 

2. Außerdem glaubt die Kommission, daß die Be- 
mühungen zur Beseitigung von Wettbewerbsver- 
zerrungen auf dem Markt der Gemeinschaft fort- 
gesetzt und durch eine vollständige Liberalisie- 
rung der einzelnen nationalen Märkte vervoll- 
ständigt werden muß, damit alle technischen, 
administrativen und steuerlichen Hindernisse 
für den Kauf von Schiffen im gesamten Gebiet 
der Gemeinschaft beseitigt werden. 

3. Schließlich ist die Kommission der Auffassung, 
daß die kleinen und mittleren Werften insbeson- 
dere durch entsprechende Kooperation wirksam 
zu der Lösung ihrer Probleme auf dem Gebiet der 
Wettbewerbsfähigkeit beitragen sollten. 

KAPITEL IV 

Mitteilung der Kommission an den Rat betreffend 
die Modalitäten einer Aktion auf dem Gebiet 
des Schiffbaus 

I. Modalitäten einer Aktion auf dem Gebiet der 
gewerblichen Wirtschaft 

1. Wie aus dem vorangehenden Memorandum her- 
vorgeht, macht die Lage des Schiffbaiisektors 
eine nachhaltige Aktion aller Beteiligten erfor- 
derlich. Diese wird insbesondere darauf gerich- 
tet sein, die koordinierte Entwicklung dieses Sek- 
tors zu erleichtern. Es ist deshalb unerläßlich, 
einen Mechanismus zur ständigen Information 
und Orientierung zu schaffen, der es der Kom- 
mission ermöglicht 

a) laufend die Entwicklung von Angebot und 
Nachfrage in der Gemeinschaft und auf dem 
Weltmarkt sowie die hierauf einen Einfluß 
ausübenden Faktoren zu überprüfen; 

b) in regelmäßigen Zeitabständen richtungwei- 
sende Vorausschätzungsprogramme über die 
Produktion und ihre Aufteilung auf die ein- 
zelnen Produktkategorien aufzustellen; 

c) in regelmäßigen Zeitabständen die allgemei- 
nen Zielsetzungen für die Modernisierung und 
langfristige Orientierung der Produktion und 
die Entwicklung der Produktionskapazitäten 
festzulegen; 

d) die Entwicklung der Beschäftigung und die 
Möglichkeiten einer Verbesserung der Le- 
bens- und Arbeitsbedingungen der Beschäftig- 
ten sowie der allgemeinen und gegebenen- 
falls spezifischen Aussichten auf eine Wieder- 
beschäftigung solcher Arbeitnehmer zu unter- 
suchen, die durch die Marktentwicklung und 
den Fortschritt der Technik arbeitslos gewor- 
den sind. 
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Um diese Ziele zu verwirklichen, wird die Kom- 
mission die nationalen Behörden, die Beteiligten 
und ihre Verbände, insbesondere die Schiffbauer, 
die Arbeitnehmer und die Reeder sowie die inter- 
nationalen Organisationen und die Sachverstän- 
digen konsultieren, die hier einen Beitrag liefern 
können. 

Die allgemeinen Ziele und Programme werden 
von der Kommission veröffentlicht, die sich im 
übrigen vorbehält, die vorstehend erwähnten 
Studien und Informationen gegebenenfalls der 
breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

2. Die Kommission hat außerdem beschlossen, in 
regelmäßigen Zeitabständen, aber mindestens 
einmal jährlich, mit den nationalen Sachverstän- 
digen und den Sozialpartnern die Gesamtheit der 
Faktoren und Aktionen zu untersuchen, die einen 
Einfluß auf den Schiffbau und insbesondere die 
Investitionen haben und die tatsächliche Entwick- 
lung der Produktionskapazitäten einer Prüfung 
zu unterziehen. 

3. Soweit dies aufgrund der Erfahrungen notwen- 
dig erscheint, wird die Kommission dem Rat ein 
System zur Einholung von Auskünften über die 
Kapazitäten und die Investitionsvorhaben der 
Unternehmen vorschlagen. 


II. Modalitäten einer Beurteilung und Koordinie- 
rung der Investitionsbeihilfen 

Was die Beurteilung der in Artikel 6 des Richtlinien- 
entwurfs aufgeführten Investitionsbeihilfen betrifft, 
wird sich die Kommission zu der Vereinbarkeit die- 
ser Beihilfen mit den Vertragsbestimmungen vor- 
nehmlich unter Berücksichtigung folgender Krite- 
rien äußern: 

— wieweit lassen sie sich in einen Gesamtplan auf 
sektoraler oder regionaler Ebene einordnen? 

— tragen die Beihilfen mit sektoraler Zielsetzung 
innerhalb einer relativ kurzen Frist in dauer- 
hafter Weise zu der Verbesserung der Wettbe- 
werbslage der Unternehmen bei, und machen sie 
sie auf Weltebene wettbewerbsfähig? 

— beeinträchtigen sie die Handelsbedingungen nicht 
in einem dem gemeinsamen Interesse zuwider- 
laufenden Umfang? 

Die Kommission bittet den Rat, von diesen Entschei- 
dungen Kenntnis zu nehmen. 
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Schiffbau 

1. Einleitung 

Dieses Dokument gibt in knapper Form eine 
Übersicht über die wichtigsten Ergebnisse der 
verschiedenen Untersuchungen über Angebot 
und Nachfrage, die mit Hilfe der Mitgliedstaa- 
ten, zum Teil auf Initiative der Kommission, 
zum Teil im Rahmen internationaler Untersu- 
chungen durchgeführt wurden. Die Überarbei- 
tung der Methoden und Angaben wird in der 
OECD im Rahmen der Untergruppe „Angebot 
und Nachfrage", der Arbeitsgruppe Nr. 6 des 
Rates für den Schiffbau, aktiv fortgesetzt. 

In Anbetracht der Vielzahl der Untersuchun- 
gen (von denen einige auf Seite 25 unter Punkt 
6 aufgeführt sind) beschränkt sich das vorlie- 
gende Dokument auf eine knappe Beschreibung 
der Methode und der Ergebnisse und ist des- 
halb zwangsläufig unvollständig und unzu- 
länglich nuanciert. Die Dienststellen der GD III 
stellen deshalb den Beteiligten alle zur Ver- 
vollständigung ihrer Information geeigneten 
Angaben zur Verfügung. 

2. Schlußfolgerungen 

Die erwartete Entwicklung des Neubauton- 
nageangebots wird Mitte dieses Jahrzehnts die 
voraussichtliche Steigerung der Nachfrage 
übertreffen und beschwört somit für das Ende 
dieses Jahrzehnts die Gefahr einer Überpro- 
duktion herauf. 

Die weitgehende Vorwegnahme des Seetrans- 
portbedarfs seitens der Reeder, die durch die 
inflationistischen Bewegungen und die Wäh- 
rungskrisen noch beschleunigt wurde, hat den 
Auftragsbestand auf Rekordhöhe getrieben, so 
daß praktisch alle Werften bis 1975/1976 aus- 
gelastet sind. Nach den Schätzungen der Sach- 
verständigen würden die zwischen heute und 
1978 durchgeführten Lieferungen an neuen 
Schiffen insgesamt jedoch den geschätzten Be- 
darf an Neubautonnage bis 1980 decken. 

Drei Viertel der bisher erteilten Aufträge be- 
treffen Öltanker - ein Sektor, auf dem die Pro- 
duktionskapazität die höchste Wachstumsrate 
aufweist; dies gilt insbesondere für Japan, wo 
80 % des Schiffbaus auf diesen Sektor konzen- 
triert sind. 

3. Untersuchung des Bedarfs an Neubautonnage 

3.1 Die Untersuchungen 

Bei der Ermittlung der voraussichtlichen Ent- 
wicklung der Neubautonnagenachfrage in der 
Welt stützte man sich auf zwei Grundlagen'. 


Anhang 1 


3.1.1 Eine allgemeine Annäherung aufgrund der 
Korrelation zwischen der erwarteten Entwick- 
lung des Bruttosozialprodukts und dem See- 
verkehr einerseits und zwischen dem Seever- 
kehr und der in Betrieb befindlichen Flotte 
andererseits. Diese Studie wurde für den Zeit- 
raum 1971 bis 1980 durchgeführt von: 

— AWES (Verband westeuropäischer Schiffs- 
werften), 

— SAJ ~ (Verband japanischer Schiffswerften). 

Die hierbei verwendeten Methoden und die 
Ergebnisse der beiden Schätzungen wurden von 
den Sachverständigen der Arbeitsgruppe Nr. 6 
der OECD ausgewertet. 

3.1.2 Eine sektorielle Untersuchung, die von einer 
detaillierten Analyse des voraussichtlichen 
Volumens der seewärtigen Ladung ausging. 
Mit dieser Studie wurde die „Stichting Mari- 
time Research" in Den Haag beauftragt. Außer- 
dem hat die Shipbuilders and Repairers Natio- 
nal Association, London, der Kommission 
freundlicherweise eine Untersuchung zur Ver- 
fügung gestellt, die sie selbst über die voraus- 
sichtliche Entwicklung des Bedarfs für die gro- 
ßen Schiffskategorien durchgeführt hat. 

3.2 Die Ergebnisse 

3.2.1 Die Schätzung des Weltbedarfs an Schiffneu- 
bauten ergaben für das Jahrzehnt 1971/1980 
einen Durchschnitt von: 288 Millionen BRT ^) 
bzw. einen Jahresdurchschnitt von 28,8 Millio- 
nen BRT. 

3.2.2 Nach diesen Schätzungen entfielen hiervon 

— 145,5 Millionen BRT auf Öltanker, was 
einem Jahresdurchschnitt von 14,55 Millio- 
nen BRT entspricht. 

Bemerkung: Die Schätzungen der „Stich- 
ting" für Öltanker, bei der vor allem die 
Entwicklung der Kapazität der Erdölhäfen 
sowie Produktionsprobleme bestimmter Zo- 
nen berücksichtigt wurden, liegt etwas dar- 
unter. 

— 142,6 Millionen BRT für Trockengüter, was 
einem Jahresdurchschnitt von 14,26 Millio- 
nen BRT entspricht. 

4. Untersuchung des Angebots 

4.1 Die Untersuchung 

Die voraussichtliche Entwicklung des Ange- 
bots auf Weltebene wurde mit zwei verschie- 
denen Methoden erfaßt: 

0 BRT: Bruttoregistertonnen 
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4.1.1 Eine Erhebung über die Kapazitäten der Werf- 
ten wurde von der OECD durchgeführt. 

4.1.2 Eine Analyse der bis zum 1. Februar 1973 (der 
Frist für die Beantwortung des OECD-Frage- 
bogens) eingegangenen Aufträge wurde von 
den Kommissionsdienststellen durchgeführt, 

4.2 Die Ergebnisse 

Die Antworten auf den OECD-Fragebogen er- 
lauben es, die Weltkapazität an Neubau-Ton- 
nage für 1975 auf rund 40 Mio. BRT anzuset- 
zen. Die für 1974 vorgesehenen Lieferungen er- 
reichen entsprechend dem Auftragsbestand 
vom 1. Februar 1973-) 36,3 Mio. BRT, wovon 

71,2 V. H, allein auf den Bau großer Schiffe ent- 
fällt'^). Drei Fünftel dieser Aufträge gingen an 
die japanischen Werften. 


5. Voraussichtliches Ungleichgewicht zwischen 
Angebot und Nachfrage 

5.1 Obwohl es sich nur um Schätzungen-^) handelt, 
die die voraussichtlichen Linien der Entwick- 
lung des Bedarfs an Neubautonnage skizzie- 
ren und somit eine Reihe von politischen und 
wirtschaftlichen Faktoren unberücksichtigt las- 
sen, die die festgestellten Tendenzen merklich 
ändern können, ist dennoch festzustellen, daß 
das Volumen der Weil hau delsflotte im Jahre 
1975 - der Mitte des Bezugszeitrauras - den 
geschätzten Bedarf wesentlich übersteigen wird 
(Kapazität 40 Mio. BRT - durchschnittlicher Be- 
darf geschätzt auf 28,8 Mio BRT = 11,2 Mio. 
BRT Kapazitätsüberschuß bzw. 28 v. H. der Ka- 
pazität). 

5.2 Tn Wirklichkeit stellt man fest, daß die Auf- 
tragseingänge für 1973 und 1974 jetzt ein der- 
artiges Niveau erreicht haben, daß einerseits 
die mittleren Schälzungen des Neubautonnage- 
bcdarfs weit überschritten wurden, und ande- 
rerseits zumindest in diesen zwei Jahren die 
Produktionskapazität voll ausgelastet ist. 

5.3 Trotz dieser mittelfristigen Nachfrage darf 
doch die Entwicklungslinie des geschätzten 
Neubautonnagebedarfs nicht a priori in Frage 
gestellt werden. Die beschleunigte Auftragser- 
teilung in jüngster Zeit ist mehr der Inflation 
und der weltweiten Unsicherheit der Wäh- 
rungslage zuzuschreiben als einem normalen 
Vorgriff auf den Bedarf. 

5.4 Zusammenfassend ist festzustellen, daß die 
Weltproduktionskapazität an Neubautonnagen 
in der zweiten Flälftc dieses Jahrzehnts nicht 
voll allsgeschöpft sein wird, falls sich die von 


den Sachverständigen skizzierten Perspekti- 
ven der normalen Bedarfsentwicklung bestä- 
tigen - und kein neuer oder unvorhergesehe- 
ner Faktor gibt bisher Anlaß zu dieser An- 
nahme. 

5.5 Da der größte Teil der bisher vorliegenden 
Aufträge große Schiffe •') betrifft, bei denen 
sich die Kapazität besonders rasch und erheb- 
lich entwickelt hat, würde eine Rezession am 
Ende des Jahrzehnts in erster Linie diesen Sek- 
tor beeinträchtigen. 


6. Bibliographie der wichtigsten Untersuchungen 
über Angebot und Nachfrage für Schiffneubau- 
ten 

6.1 Bericht über die mittel- und langfristige Ent- 
wicklung auf dem Schiffbaumarkt (Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften 1972 
- Nr. 8302) 

6.2 Prospects for World NewTuilding - Demand 
Revised Forecast 15. September 1972 

(The Association of West European Shipbuil- 
ders Working Group on Shipbuilding Fore- 
casts) Januar 1973 

6.3 Prospects for World Newbuilding - Demand 
September 1972 

(Shipbuilders Association of Japan) 

6.4 Merchant Ship Demand to 1980 

by Maritime Transport Research März 1972 

6.5 New^ Tonnage Requirements until 1980 by 
Ship Type 

by Stichting Maritime Research - April 1973 

6.6 Rapport du Sous-Groupe sur TOffre et la De- 
in and e 

OECD - Group de travail n 6 du Conseil sur 
la construction navale 

Doc. CW/P6(73)7, 4. Mai 1973. 


-) Auch wenn die Auftragseingänge für 1974 noch nicht 
abgeschlossen sind, bietet die Zahl von 36,3 Mio. BRT 
doch einen ersten praktischen Hinweis auf die effek- 
tive Kapazitätshöhe, mit der 1974 und 1975 gerechnet 
werden kann. 

■4 D. h. mindestens 150 000 Tragfähigkeitstonnage. 

-^) Alle Schätzungen stimmen überein. 

■>) Die für 1974 vorgesehenen Lieferungen großer Schiffe 
(4- 150 000 BRT) stellen 66,1 v. TI. der gesamten Liefe- 
rungen dar. 
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Anhang 2 

Schiffbau - Faktoren des Ungleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage bei Schiffneubauten 


1. Einleitung 

Wie jede Schwerindustrie entwickelt sich auch der 
Schiffbau bei seiner Anpassung von Angebot und 
Nachfrage ruckweise, wobei gleichzeitig eine Reihe 
Icchnischer, wirtschaftlicher und kommerzieller Fak- 
toren zum Zuge kommen und die Unternehmens- 
strategie der Entwicklung des Marktes vorgreift. 

Auch beim Schiffbaumarkt selbst ist namentlich we- 
gen der Lieferfristen ein Vorgriff auf den Bedarf 
zu verzeichnen. Dieser Vorgriff wird durch einen 
Komplex von Faktoren beeinflußt, bei dem die 
Frachtkosten, die Aussicht auf die Entwicklung des 
Seeverkehrs und die finanzielle Lage der Unterneh- 
mer eine wichtige, aber nicht erschöpfende Rolle 
spielen. 

Diese Unterlage soll keine Analyse der üblichen 
Anpassungszyklen des Angebots an die Nachfrage 
sein, sondern den Versuch unternehmen, die unge- 
wöhnlichen Elemente der Lage bzw. der gegenwär- 
tigen Tendenzen kurz aufzuzeigen. 


2. Faktoren des Ungleichgewichts der Nachfrage 

Unter den verschiedenen Faktoren, die in jüngster 
Zeit die Entwicklung der Nachfrage beeinflußt und 
Ende 1972, Anfang 1973 zu einem allgemeinen ra- 
schen Anschwellen der Auftragsbestände geführt 
haben, kann man die folgenden erwähnen: 

a) die unsichere Währungslage, die eine Reihe von 
Reedern veranlaßt hat, Aufträge zu erteilen, um 
ihre flüssigen Dollarbestände zu sichern und sich 
vor Verlusten bei Charter-Verträgen zu schützen, 
die normalerweise auf Dollar lauten. Da die Auf- 
tragsverträge aufgrund fester Preise auf Dollar 
lauteten, wurden von der japanischen Regierung 
Maßnahmen ergriffen, um die Höhe der ersten 
Anzahlung zu begrenzen; 


b) die Entwicklung der fnflationsbewegung, die 
einen raschen Anstieg der Herstellungskosten 
der Schiffe wie auch ihre Betriebskosten vermu- 
ten läßt; 

c) der Vorgriff auf die Entwicklung des Welt-See- 
verkehrs, die von der eventuellen Öffnung der 
chinesischen Märkte und von einer neuen Ener- 
gieversorgungspolitik seitens der Vereinigten 
Staaten erwartet wird. 


3. Die Faktoren des Ungleichgewichts des Angebots 

Unter den Faktoren, die eine besondere Auswir- 
kung auf die Entwicklung des Angebots hatten, muß 
auf den besonderen Druck hingewiesen werden, der 
von der Nachfrage ausging. 

a) Der Umfang des japanischen Investitionspro- 
gramms, der es der inländischen Schiffbauindu- 
strie erlauben dürfte, ihre Produktion von 11,5 
Mio. BRT im Jahre 1971 auf fast 20 Mio. BRT im 
Jahre 1975 zu erhöhen-, 

b) die strukturellen Unterschiede der nationalen 
Schiffbauindustrien liegen einer gewissen Pha- 
senverschiebung in der Entwicklung der Welt- 
kapazitäten zwischen Ländern und zwischen Zo- 
nen zugrunde, wobei die älteren Strukturen die 
Tendenz haben, sich weniger rasch zu entwickeln, 
was sich in ihrer rückläufigen Beteiligung am 
Weltmarkt äußert; 

c) die besonderen Anreize für die Entwicklung der 
Produktionskapazität, die auf die Form und Orga- 
nisation des Marktes wie auf die Dynamik der 
wirtschaftlichen Klimas zurückzuführen ist. 
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IL Teil: 

Vorschlag einer Richtlinie über Beihilfen für den Schiffbau 


KAPITEL I 

Begründung 

1. Weitere Verringerung der Höhe der Direktbei- 
hilfen in der Gemeinschaft 

a) Die zweite Richtlinie setzt den Höchstsatz der 
direkten Beihilfen für den Schiffbau (d. h. der 
Beihilfen, die sich direkt auf den Verkaufspreis 
auswirken) auf 5 v. H. des Vertragspreises im 
Jahre 1972 und auf 4 v. H. im Jahre 1973 fest. 

Diese Beihilfen müssen nach und nach verringert 
werden, wenn man erreichen will, daß der Schiff- 
bau der Gemeinschaft auf dem Weltmarkt wett- 
bewerbsfähig wird, d. h. ohne staatliche Unter- 
stützung funktionieren kann. 

Die meisten Mitgliedstaaten haben darüber hin- 
aus die allgemeine OECD-Vereinbarung unter- 
zeichnet, die die Verringerung der wettbewerbs- 
verfälschenden Beihilfen im Schiffbausektor im 
Hinblick auf den völligen Abbau dieser Beihilfen 
bis zum 1. November 1975 vorsieht ^). 

Da die zweite Schiffbaurichtlinie eine Reihe von 
Ausnahmen von der Beihilfenhöchstgrenze vor- 
sieht und die Beihilfen in einigen der neuen Mit- 
gliedstaaten relativ hoch waren, erwies es sich 
als notwendig, die Höchstgrenzen in der neuen 
Richtlinie so festzusetzen, daß alle direkten Bei- 
hilfen gedeckt werden. Aus diesem Grunde wird 
vorgeschlagen, die Höchstgrenze im Jahre 1974 
auf 5 V. H. und im Jahre 1975 auf 4 v. H. festzu- 
setzen. 

Die Richtlinie, deren Gültigkeitsdauer auf vier 
Jahre festgesetzt ist, sieht keine Höchstgrenzen 
für die Jahre 1976 und 1977 vor, um die allge- 
meine OECD-Vereinbarung nicht in Frage zu 
stellen, die den vollständigen Abbau der direk- 
ten Beihilfen für Ende 1975 vorsieht. Man wird 
die Lage vor Ende des Jahres 1975 insbesondere 
im Lichte der von der OECD erreichten Ergebnis- 
se erneut überprüfen müssen. 

b) Es erwies sich weiter als unerläßlich, eine Höchst- 
grenze für die anläßlich des Verkaufs von Schif- 
fen gewährten Beihilfen festzusetzen. Hier ist 
daran zu erinnern, daß die zweite Richtlinie dies- 
bezüglich auf die OECD-Vereinbarung verwies 
(günstigster Satz 7,5 v. H., Vorauszahlung 20 
V. H., Höchstiaufzeit acht Jahre). 

Ein derartiges Vorgehen kann jedoch nur als 
eine erste Stufe angesehen werden. Tatsächlich 
hat man bei der Harmonisierung der Wettbe- 
werbsbedingungen einen der Produktionsfakto- 


ren, aber nicht die Beihilfen als Bezugspunkt ge- 
wählt. Die Beihilfe besteht im Einzelfall in dem 
Unterschied zwischen den normalen Kapital- 
marktkosten und dem Satz des Vorzugskredits 
(in der Regel 7,5 v. H.). Bliebe man bei dieser 
Methode, könnte man sich vor das Problem ge- 
stellt sehen, weitere Produktionsfaktoren wie 
die Rohstoffkosten und die Sozialbelastungen 
usw. harmonisieren zu müssen, was unter dem 
Gesichtspunkt einer auf Wachstum ausgerichte- 
ten Wirtschaft außer Frage steht. 

Aus diesem Grunde war die Festsetzung einer 
Höchstgrenze für diese Beihilfen notwendig. Es 
wird vorgeschlagen, die Zinsvergütungen, die 
Schiffbauer anläßlich des Verkaufs eines Schiffes 
erhalten können, auf höchstens fünf Punkte fest- 
zusetzen. 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten werden 
sich dafür einsetzen, auch in der OECD-Rege- 
lung die Annahme dieser Grenze für die Kredit- 
erleichterungen einzuführen. 


2. Koordinierung der Investitionsbeihilfen 

Unter Punkt II wurde gezeigt, daß die Gefahr einer 
weltweiten, das Ausmaß der üblichen konjunkturel- 
len Schwankungen in diesem Sektor bei weitem 
übertreffenden Uberkapazität für den Schiffbau in 
der ganzen Welt durchaus besteht. Da der Schiffbau 
in der Gemeinschaft anfälliger ist als der ihres 
Hauptkonkurrenten, nämlich. Japans, muß auf der 
Ebene der Strukturen dieser Industrie eingegriffen 
werden, um sie so rasch wie möglich wettbewerbs- 
fähig zu machen. 

Um die Vornahme der erforderlichen Investitionen 
anzuregen und sie zu ermöglichen, schlägt die Kom- 
mission vor, die Wirksamkeit der Investitionsbeihil- 
fen zu maximieren, indem ihre Gewährung abhängig 
gemacht wird einmal von ihrer Einfügung in sekto- 
rale oder regionale Zielsetzungen und zum anderen 
von den auf der Ebene der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit erwartbaren Ergebnissen. 

Die Investitionen für die Rationalisierung und Mo- 
dernisierung müssen im wesentlichen auf die Jahre 
1974 bis 1978 konzentriert werden, weil danach Ra- 
tionalisierungsbestrebungen wegen der drohenden 
Uberkapazität zu spät kämen. Um diese Aktion mög- 
lichst wirksam zu gestalten, sollen die Investitions- 
beihilfen geprüft werden. 


1) Alle Mitgliedstaaten, mit Ausnahme Irlands, haben die 
Vereinbarung unterzeichnet. 
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3. Prüfung der Sofortmaßnahmen 

Obwohl es sich häufig um außerordentlich dringende 
Fälle handelt, dürfen die sich daraus ergebenden In- 
terventionen doch nicht einer gemeinschaftlichen 
Prüfung entzogen bleiben, sondern sie müssen einer 
ähnlichen Prüfung unterworfen werden, wie sie für 
die obenerwähnten Fälle vorgesehen ist. 


4. Verstärkung der innergemeinschaftlichen Ver- 
flechtung 

Wenn auch das Hauptziel der Vorschläge der Kom- 
mission an den Rat auf dem Schiffbaugebiet im we- 
sentlichen auf die Rationalisierung dieses Sektors 
in der Gemeinschaft abstellt, um ihn in vernünftigen 
Fristen wettbewerbsfähig zu machen, wobei dies in 
erster Linie durch einen Abbau der direkten Beihil- 
fen und eine Koordinierung der Investitionsbeihilfen 
geschehen soll, so darf man dennoch nicht die allge- 
meinen Ziele des Rom-Vertrages außer Betracht las- 
sen. Eines dieser Ziele ist die Begünstigung der ge- 
genseitigen Verflechtung der nationalen Märkte und 
die Herstellung eines Gemeinsamen Marktes im We- 
ge des freien Warenverkehrs und eines unverfälsch- 
ten Wettbewerbs. Die Ausarbeitung der Richtlinie 
hat sich von diesem Grundsatz insbesondere hin- 
sichtlich folgender Probleme leiten lassen: 

a) Kürzung der direkten Subventionen 

Es handelt sich hierbei um Beihilfen, die den 
Wettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten erheb- 
lich beeinträchtigen oder zu beeinträchtigen dro- 
hen, denn sie haben unmittelbare Auswirkungen 
auf die Angebotspreise. Das Fortbestehen von 
nationalen Beihilfen direkter Art mit unterschied- 
lichem Niveau und unterschiedlichen Modalitäten 
ist daher geeignet, die Abschließung der nationa- 
len Märkte zu bewirken. Die Vorschläge in der 
Richtlinie sind geeignet, im Zuge ihrer Verwirk- 
lichung diesem Übel abzuhelfen. 

b) Ausdehnung der Beihilfen zugunsten des Schiffs- 
verkaiifs auch auf Verkäufe innerhalb der Ge- 
meinschaft 

Solche Hilfen werden derzeit nur beim Export 
an Käufer aus Drittländern gewährt und stellen 
bei den Verkaufsverhandlungen ein wichtiges 
Argument dar. Zur Erleichterung der gegenseiti- 
gen Marktdurchdringung ist vorgesehen, diese 
Erleichterungen auch auf Verkäufe an Reeder 
anderer Gemeinschaftsländer zu erstrecken, wie 
es in Artikel 3 Abs. 2 vorgesehen ist. 

c) ‘Verbot von jeglicher Diskriminierung 

Die Durchdringung des Gemeinsamen Marktes 
kann auch verhindert werden durch Verwaltungs- 
maßnahmen oder durch Beihilferegelungen, de- 
ren Schutzeffekt über das notwendige Maß hin- 
ausgeht. Diese Gefahr ist vermieden worden 
durch die Bestimmungen des Artikels 9 des Richt- 


linienvorschlags, der jegliche diskriminierende 
Maßnahme untersagt, die den Bau oder den Um- 
bau von Schiffen oder die Herstellung von in die- 
sen Schiffen eingebauten Erzeugnissen auf dem 
eigenen Staatsgebiet begünstigt. 


KAPITEL II 

Entwurf einer Richtlinie des Rates 
über die Gewährung von Beihilfen 
für den Schiffbau 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 92 Abs. 3 Buchstabe d, und Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe; 

1. Die Richtlinie des Rates vom 20. Juli 1972 über 
die Gewährung von Beihilfen für den Schiffbau 
zum Ausgleich von Wettbewerbsverzerrungen 
auf dem internationalen Markt hat wirksam zum 
Abbau der Schiffbaubeihilfen und zu ihrer Har- 
monisierung in der Gemeinschaft beigetragen; 
diese Richtlinie läuft am 31. Dezember 1973 ab. 

2. Es ist jedoch angezeigt, die bereits lirxlexiiom- 
menen Anstrengungen fortzuführen unter Be- 
achtung der seit ihrer Inkrafttretung auf dem 
internationalen Schiffbaumarkt eingetretenen 
Veränderungen und der Ergebnisse der von der 
Kommission unter Mitarbeit der Mitgliedstaaten 
durchgeführten Analysen von Angebot und 
Nachfrage sowie auch der von internationalen 
Organisationen durchgeführten Studien; zu die- 
sem Zwecke bedarf es einer neuen Richtlinie. 

3. Eine gesunde und wettbewerbsfähige gemein- 
schaftliche Schiffbauindustrie ist für die gesamte 
Gemeinschaft notwendig, vor allem, um ihre Un- 
abhängigkeit auf dem Gebiet des Seeverkehrs 
zu wahren. 

4. Als Sektor, in dem fortgeschrittene Technolo- 
gien entwickelt und zum Einsatz gebracht wer- 
den, bildet der Schiffbau in der Gemeinschaft 
einen großen und wachsenden Markt für eine 
Reihe von Spitzentedmologien. 

5. Der Schiffbau der Gemeinschaft stellt in be- 
stimmten Regionen der Gemeinschaft eine we- 
sentliche Beschäftigungsquelle dar. 

6. Die Wettbewerbsverzerrungen auf dem inter- 
nationalen Schiffbaumarkt wurden im übrigen 
durch aufeinanderfolgende Vereinbarungen ver- 
ringert, die von den Hauptschiffbauländern im 
Rahmen der OECD zur Harmonisierung der 
Kreditbedingungen für den Schiffexport getrof- 
fen worden sind. 
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7. Im Rahmen der OECD haben die Hauptschiff- 
bauländer eine allgemeine Vereinbarung getrof- 
fen, die sie verpflichtet, die den Wettbewerb in 
der Schiffbauindustrie verfälschenden Beihilfe- 
maßnahmen im Hinblick auf ihren vollständigen 
Abbau zum 1. November 1975 schrittweise zu 
verringern; die gleichen Mitgliedstaaten sind 
der Auffassung, daß die Schiffbauindustrie 
schließlich ohne Beihilfen betrieben werden 
muß. 

8. Im übrigen hat sich die Lage des Schiffbaus in 
der Gemeinschaft aufgrund der verstärkten 
Nachfrage sowie der aufgrund der Strukturmaß- 
nahmen der Werften erzielten Ergebnisse rela- 
tiv verbessert; der Abbau der Schiffbaubeihil- 
fen muß daher fortgesetzt werden. 

9. Tm Hinblick auf den im Voraufgehenden darge- 
stellten Sachzusammenhang sind fortgesetzte 
Anstrengungen zur Umstrukturierung und Ra- 
tionalisierung der gemeinschaftlichen Schiffbau- 
industrie erforderlich, damit diese auch auf den 
Gebieten, wo dies noch nicht zutreffen sollte, 
international wettbewerbsfähig wird. 

10. Beihilfen zur Verbesserung der Kreditbedin- 
gungen für den Schiffbau bestehen in einigen 
Schiffbauländern fort, da die gegenwärtig gül- 
tigen Vereinbarungen der OECD nur die maxi- 
malen Kreditbedingungen auf internationaler 
Ebene festlegen, die durch die Beihilfen nicht 
überschritten werden dürfen; neben den Kre- 
ditbeihilfen für den Schiffexport gibt es auch 
Beihilfearten, die Wettbewerbsverzerrungen auf 
dem Weltmarkt hervorrufen. 

11. Unter diesen Umständen liegt gegenwärtig die 
Beibehaltung einer verringerten Beihilfe für 
den Schiffbau der Gemeinschaft im gemeinsa- 
men Interesse. 

12. Eine verringerte Beihilfe kann im übrigen die 
im Schiffbau der Gemeinschaft noch zu leisten- 
den Umstrukturierungsanstrengungen fördern, 

13. Die Betriebsbeihilfen haben eine erhaltende 
Wirkung, die in der Vergangenheit gerechtfer- 
tigt gewesen sein mag, aber nicht geeignet ist, 
den Grad der Wettbewerbsfähigkeit des gemein- 
schaftlichen Schiffbaus in der Welt in wesent- 
licher und dauerhafter Weise zu erhöhen. 

14. Die Beibehaltung der gegenwärtigen Investi- 
tionsbeihilfen allein genügt nicht, um das im 
gemeinsamen Interesse liegende vorrangige 
Ziel eines auf Weltebene wettbewerbsfähigen 
Schiffbaus so rasch wie möglich zu erreichen. 

15. Aus diesem Grunde müssen abgestimmte An- 
strengungen auf dem Gebiet der Investitionen 
gemacht werden, die nach Maßgabe der Ent- 
wicklung des Weltmarktes bei gleichzeitiger 
Aufrechterhaltung eines wirksamen innerge- 
meinschaftlichen Wettbewerbs erfolgen sollen. 


16. Aus diesem Grunde ist es erforderlich, die Wirk- 
samkeit der Investitionsbeihilfen zu erhöhen 
und gleichzeitig die dem Schiffbau gewährten 
Betriebsbeihilfen zu verringern. 

17. Für die Werften der neuen Mitgliedstaaten muß 
ein Anpassungszeitraum vorgesehen werden, 
um es ihnen zu ermöglichen, sich der Verringe- 
rung der Beihilfen in der Gemeinschaft unter 
tragbaren Bedingungen anzuschließen. 

18. Die Schiffbaubeihilfen dürfen die Handelsbe- 
dingungen in der Gemeinschaft jedoch nicht in 
einer Weise verändern, die dem gemeinsamen 
Interesse zuwiderläuft. 

19. Es liegt im Interesse der Gemeinschaft, eine 
Lösung für das Problem der Beihilfen und Inter- 
ventionen zu finden, die mittelbar oder unmit- 
telbar einen Einfluß auf die Handels- und Wett- 
bewerbsbedingungen im Bereich des Baus, des 
Umbaus und der Instandsetzung von Schiffen 
haben. 

20. Eine wirkliche Koordinierung der direkten Bei- 
hilfen und Interventionen für den Schiffbau in 
der Gemeinschaft bedingt, daß sowohl für die 
beihilfe- bzw. interventionswürdigen Tätigkei- 
ten als auch für deren zulässige Höhe Grenzen 
gesetzt werden. 

21. Es muß den Mitgliedstaaten jedoch überlassen 
werden, die innerhalb dieser Grenzen anzuwen- 
denden Interventionsmodalitäten selbst zu wäh- 
len, damit diese den Erfordernissen angepaßt 
werden können. 

22. Die indirekten Beihilfen und Interventionen, 
insbesondere für Investitionen und für Erhal- 
tungsmaßnahmen können einen erheblichen 
Einfluß auf die Wettbewerbsbedingungen ha- 
ben, so daß auch diese Maßnahmen in einer im 
gemeinsamen Interesse liegenden Weise koor- 
diniert werden müssen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Unter den Anwendungsbereich dieser Richtlinie 
fällt jede Tätigkeit, die in einer Schiffbau- oder 
Schiffreparaturwerft innerhalb der Gemeinschaft er- 
folgt und den Bau, den Umbau oder die Reparatur 
von Schiffen oder schwimmenden Anlagen zur zivi- 
len Verwendung betrifft, sofern die Schiffe und 
schwimmenden Anlagen dazu bestimmt sind, auf 
dem Meer zu fahren oder verwendet zu werden. 

Artikel 2 

Die verschiedenen Beihilfen und Interventionen zu- 
gunsten der in Artikel 1 bezeichneten Tätigkeiten 
können als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar 
angesehen werden, soweit sie den Bedingungen der 
Artikel 3 bis 7 entsprechen. 
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Artikel 3 

Die Bestimmungen des Artikels 2 finden Anwendung 
auf direkte Beihilfen und Interventionen, d. h. sol- 
che mit einer unmittelbaren Auswirkung auf den 
Preis: 

a) für den Bau von Seeschiffen mit Stahlrumpf, die 
auf einer Werft der Gemeinschaft gebaut werden 
und folgenden Merkmalen entsprechen; 

— Handelsschiffe für die Beförderung von Per- 
sonen und/oder Gütern mit einer Tonnage 
von 150 BRT oder mehr; 

— Fischereifahrzeuge mit einer Tonnage von 
150 BRT oder mehr-, 

— Schwimmbagger mit einer Tonnage von 150 
BRT oder mehr; 

— Schlepper mit 500 PS oder mehr; 

b) für den Umbau von Seeschiffen mit Stahlrumpf 
und einer Tonnage von 5000 BRT oder mehr auf 
einer Werft der Gemeinschaft, sofern der Um- 
bau zu einer durchgreifenden Änderung des La- 
deprogramms, des Schiffsrumpfes oder des Haupt- 
antriebssystems dieser Schiffe führt; 

c) für den Absatz von 

— Schleppern und sonstigen Schiffen mit einer 
Tonnage von 100 BRT oder mehr, wie sie un- 
ter a) aufgeführt sind; 

— schwimmenden Anlagen. 


A r t i k e 1 4 

1. Soweit nichts anderes bestimmt ist, können die 
Beihilfen und Interventionen für die in Artikel 3 
genannten Schiffbauten oder -umbauten oder den 
Absatz bestehen in: 

a) Krediterleichterungen, sofern sie den Bedin- 
gungen der in der Entschließung des OECD- 
Rates vom 16. Dezember 1970 enthaltenen 
Vereinbarung über Schiffexportkredite ent- 
sprechen und sofern der Satz des fraglichen 
Kredits nicht um mehr als fünf Punkte unter 
dem Bezugssatz liegt. Der Bezugssatz ist in 
jedem Mitgliedstaat die um 1.3 Punkte er- 
höhte Rendite der staatlichen Schuldverschrei- 
bungen. 

Der für Krediterleichterungen vorgesehene 
Höchstsatz von fünf Punkten kann jedoch in 
den Fällen überschritten werden, sofern dies 
nicht zu günstigeren Kreditbedingungen führt 
als sie in der OECD- Vereinbarung vorgesehen 
sind; 

— wenn sich ein oder mehrere Schiffbauer 
der Gemeinschaft im Wettbewerb mit dem 


Schiffbauer eines Drittlandes befinden und 
dieser in seinem Angebot bessere Aus- 
fuhrkreditbedingungen anbietet; 

— wenn in einem Mitgliedstaat die Entwick- 
lung des Bezugssatzes einen solchen Ver- 
lauf nimmt, daß die Wettbewerbslage der 
Werften dieses Mitgliedstaates gefährdet 
ist; 

— sofern die Kommission in beiden Fällen 
hiervon im voraus unterrichtet worden ist 
und hiergegen nicht innerhalb einer Frist 
von 48 Stunden widerspricht, 

b) jeder anderen als der unter Buchstabe a an- 
geführten Form einer direkten Beihilfe oder 
Intervention, deren Höhe für die im Jahre 
1974 vergebenen Aufträge 5 v. H. (im Zeit- 
punkt der Auftragserteilung zum Satz von 
8 V, H. abgezinst) des Vertragspreises nicht 
übersteigt. Ein Auftrag gilt im Sinne dieser 
Richtlinie als erteilt, wenn eine beide Parteien 
verbindende Urkunde bei den Behörden ein- 
gereicht worden ist. Die in derselben Weise 
berechnete zulässige Höhe dieser Beihilfen 
wird jährlich um einen Punkt gesenkt und 
wird für die im Jahre 1975 vergebenen Auf- 
träge 4 V. H. betragen. Vor Ende 1975 wird 
die Kommission dem Rat Vorschläge über die 
weitere Staffelung der Degression der Beihil- 
fen unterbreiten. Diese Vorschläge werden 
den in der allgemeinen OECD- Vereinbarung 
vorgesehenen schrittweisen Abbau der Beihil- 
fen berücksichtigen. Der Beihilfenabbau darf 
während der weiteren Laufzeit der Richtlinie 
in keinem Fall jedoch weniger als 1 Punkt 
pro Jahr betragen. 

Die Abzinsung erfolgt für den zwischen der 
Auftragserteilung und der tatsächlichen Zah- 
lung der Beihilfe liegenden Zeitraum. Dieser 
darf jedoch fünf Jahre nicht übersteigen. 

2. Als Vertragspreis gilt der unter Berücksichtigung 
etwaiger Preisberichtigungsklauseln festgesetzte 
Verkaufspreis. 

3. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
jährlich eine Tabelle nach dem Muster im An- 
hang I zu dieser Richtlinie, in der die Direktbei- 
hilfen und -Interventionen zugunsten der Schiff- 
bauten und -umbauten im Sinne des Artikels 3 
aufgeführt sind. 


A r t i k e 1 5 

Die Mtigliedstaaten, bei denen die Höhe der Bei- 
hilfen für die in Artikel 1 aufgezählten Tätigkeiten 
unter dem in Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe b festgeleg- 
ten Niveau der zulässigen Beihilfen liegt, dürfen das 
Niveau der von ihnen gewährten Beihilfen nicht 
ohne stichhaltigen Grund und erst nach Zustimmung 
der Kommission anheben. 
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Artikel 6 

Alle Vorhaben von Beihilfen und Interventionen 
zugunsten von Investitionen, deren Höhe 4 Mio. RE 
übersteigt und welche Tätigkeitszweige gemäß Arti- 
kel 1 betreffen, müssen der Kommission rechtzeitig 
vor ihrer Anwendung mitgeteilt werden. 

Diese Mitteilung muß alle sachdienlichen Angaben 
enthalten, die der Kommission eine Beurteilung der 
Vereinbarkeit dieser Hilfen mit dem Vertrag mög- 
lich machen. 

Die Kommission entscheidet innerhalb von drei Mo- 
naten. 


Artikel 7 

Söfortmaßnahmen in Form von Beihilfen oder In- 
terventionen zur Erhaltung von Arbeitsplätzen und/ 
oder des Produktionsapparates eines Unterneh- 
mens können nur aus schwerwiegenden sozialen 
Gründen und unter der Voraussetzung durchgeführt 
werden, daß die Wettbewerbsfähigkeit des Unter- 
nehmens oder des Industriezweiges dadurch wieder- 
hergestellt wird. 

Derartige Sofortmaßnahmen müssen vor ihrer Durch- 
führung der Kommission mitgeteilt werden. Die 
Kommission entscheidet innerhalb von drei Mona- 
ten. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Vor- 
schriften und Modalitäten für die Durchführung der 
Beihilferegelungen zugunsten der in Artikel 1 ge- 
nannten Tätigkeiten mit. 

Aus diesen Durchführungsvorschriften und -modali- 
täten muß klar hervorgehen, ob die in Artikel 3, 4 
und 5 festgesetzten Bedingungen eingehalten wer- 
den. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten enthalten sich je der diskrimi- 
nierenden Maßnahme, die den Bau und Umbau von 
Schiffen oder die Herstellung der in diesen Schiffen 
eingebauten Erzeugnisse in ihrem eigenen Staats- 
gebiet begünstigt. 


Artikel 10 

Soweit erforderlich, wird der Rat diese Richtlinie 
zu gegebener Zeit mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission abändern. 


Artikel 11 

Diese Richtlinie gilt bis zum 31. Dezember 1977. 
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Anlage I 


8 

Etwaige Bemerkungen 


o; 

S Beihilfeelement 

OJ 

N 

!-h 

O 

> Höhe des Bezugssatzes 


6 

Subventionsäquivalent der 
Zinszuschüsse 


5 

Bei Auftragserteilung abgezinster 
Betrag der Zuschüsse 


4 

Art des Schiffes oder der 
Arbeiten 


3 

Vertragspreis 


2 

Auftrags] ahr 


1 

BRT 

Name des beihilfebegünstigten 
Schiffes 
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Schlußfolgerungen 


Dem Rat wird vorgeschlagen, folgendes 
zu genehmigen: 

1. — die vorstehend beschriebenen industriepoliti- 
schen Zielvorstellungen für den Schiffbau, 

— den Text einer dritten Richtlinie über den 
Schiffbau sowie die vorausgehenden Begrün- 
dungen; 


2. — die Mitteilung der Kommission hinsichtlich 
der Durchführungsmodalitäten zum Schiffbau 
zur Kenntnis zu nehmen (L Teil Kapitel IV 
Seiten 18 und 19). 
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